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Geschichte, Politik
und die «Verengung» des Diskurses

Eine Replik

Konrad J. Kuhn, Béatrice Ziegler

Regula Ludi antwortete in ihren Bemerkungen zum Verhältnis von Geschichte
und Politik unter dem Titel «Menschenrechte, Gesinnungsethik und Globa­lisierung

» in traverse 3 2009) auf unseren Beitrag «Die Schweiz und die

Sklaverei» in traverse 1 2009). Darin wurden die Thematisierung neuer,

interessanter Forschungsfragen und die Eröffnung bislang nicht wahrgenom­mener

oder vernachlässigter Forschungsfelder im Umfeld geschichtspolitischer
Streitfragen diskutiert. Dazu wurden die Fragen aufgeworfen, was es zum
einen für die Sinnbildung in der Geschichtswissenschaft bedeutet, wenn ihre
Forschungen im Kontext politisch aufgeladener Deutung stattfinden, und was

sich zum andern für die Historikerinnen und Historiker ändert, wenn sie sich

zugleich in einem geschichtswissenschaftlichen wie einem ebenso akut wie
aktuell verhandelten geschichtspolitischen Diskussionszusammenhang wieder­finden.

Obwohl sich in Regula Ludis Ausführungen in zahlreichen diskutierten
Aspekten grosse Übereinstimmungen finden, scheint es uns jedoch in einigen
zentralen Punkten lohnend, die Lesart unseres Textes durch Regula Ludi zu
kommentieren und die Diskussion in klärender und weiterführender Absicht
nochmals aufzunehmen.

Neukontextualisierungen und aktuelle Orientierungsbedürfnisse

Wenn Regula Ludi betont, dass «nicht jede von politischen oder moralischen
Beweggründen motivierte Forschung auf […] Abwege» führe und die «for­schungsleitende

Orientierung» an den Menschenrechten «nicht zwangsläufig
zu anachronistischen und moralisierenden Interpretationen verleite[n]» 136)
zieht sie die – bestätigende – Schlussfolgerung aus unserenAusführungen.1 Wir
machten darin die Ansprüche der reflektierten geschichtswissenschaftlichen
Arbeit deutlich, die erfüllt sein müssen, um den bewertenden Bezug früheren
Handelns zur heute gültigen Norm der Menschenrechte vorzunehmen und zu
legitimieren. Dass sowohl diese Norm wie auch überhaupt in der Gegenwart
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bedeutsame Fragen, Diskurse, Interessen und Werte, die in der Gesellschaft
zirkulieren, die histo­rische Forschung lenken – sei dies nun bewusst oder auch
unreflektiert verwendet – erachten wir dabei als eine geschichtswissenschaft­liche

Binsenwahrheit. Wir gehen mit Regula Ludi einig, dass die Bedeutsamkeit
der Geschichte insgesamt beziehungsweise der geschichtswissenschaftlichen
Forschung im Speziellen auf gesellschaftlichen Orientierungsbedürfnissen,
die per se auch wertbasiert sind, gründet. Wir gehen mit ihr davon aus, dass

die sogenannte «Objektivität» der Geschichte 136) – ein Begriff, den wir
mit gutem Grund vermieden haben – sich nicht auf die in den Quellen oder
in der Vergangenheit verborgene «Wahrheit» abstützt, sondern allenfalls als
«Intersubjektivität» in der theoretisch reflektierten und methodisch korrekten
Auseinandersetzung mit Fragen an die Vergangenheit entsteht und dabei einer
steten Weiterentwicklung unterliegt.
Gerade die Tatsache, dass seit einigen Jahren Forschungen zu den Bezügen der
Gesellschaften, Wirtschaftssysteme und politischen Institutionen im Raume der
heutigen Schweiz zur transatlantischen Sklaverei betrieben werden, dokumentiert
die Bedeutung der gesellschaftlich und politisch bewegenden Fragen für die
Perspektiven auf dieVergangenheit: Globalisierung, transnationale Identität(en),

Sklavenhandel als globales System und komplexe Interdependenzen in unserer

Welt sind Stichworte für zeitlich verortbare Erkenntnisse, die in der Forschung
eine Fülle von neuen Perspektiven, Fragen und Untersuchungsfeldern stimuliert
haben. Die Intensität, mit der diesen geschichtswissenschaftlich nachgegangen

wird, zeugt von der gesellschaftlichen Bedeutsamkeit der historischen Forschung

für die Auseinandersetzung mit gegenwärtigen Fragen.

Die Krux der Gegenwartsrelevanz

Wir möchten aber die von uns diskutierte und von Regula Ludi bekräftigte
Bedingtheit historischer Erkenntnis durch die Orientierungsbedürfnisse ge­genwärtiger

Gesellschaften vom Phänomen «gesellschaftspolitisch unmittelbar
relevant[er]» Forschungsfragen, die «in der politischen Diskussion» stehen,

unterscheiden.2 In politischen Aushandlungsvorgängen werden Interessen

mit Argumenten und Wertvorstellungen gestützt. Pro- und Contra-Gruppen
eignen sich beispielsweise in Diskussionen um die Anerkennung vergangenen

Unrechts diejenigen historischen Interpretationen an, die ihre Interessen und
politischen Absichten stützen.3 Historiker und Historikerinnen können sich
aber nur dann in einer wissenschaftlichen Diskussion behaupten, wenn ihre
Forschungsresultate breit zur Diskussion gestellt werden – selbst wenn diese

möglicherweise die politische Position schwächen, für die sie grundsätzliche
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Sympathie hegen. Dies kann zu einer double-bind-Situation führen, die oft nur

unvollkommen aufgelöst werden kann, indem der Versuch unternommen wird,
den wissenschaftlich zu debattierenden Sachverhalt auf eine politisch sagbare

Weise zu formulieren. Damit aber macht sich in der Interpretation vergangener

Strukturen, Institutionen und Praktiken nicht nur die Orientierungsfunktion
von Geschichtswissenschaft für gesellschaftliche Fragen bemerkbar, sondern

weit darüber hinaus die – durchaus verantwortungsvolle und allenfalls ethisch
begründete – politische Diskussions­situation und damit die Diskursfähigkeit
der geschichtswissenschaftlichen Aus­­sage in der unmittelbaren politischen
Auseinandersetzung.
In einer solchen mag dann auch mit den Menschenrechten das geschehen,

was Regula Ludi mit Bezug auf Ignatieff als « Idolatrie» der Menschenrechte
bezeichnet. 142) Sie verwendet dabei den Begriff als Argument, um den

Menschenrechtsdiskurs vom Vorwurf zu entlasten, ahistorische Interpreta­tionen

zu bewirken. Dies scheint uns doppelt problematisch: Zum einen steht
es überhaupt nicht zur Debatte, den Menschenrechtsdiskurs für ahistorische
Werturteile verantwortlich zu machen. Vielmehr gilt es in Rechnung zu stellen,
dass auch der Menschenrechtsdiskurs eine historische Erscheinung ist und damit
in einer Interpretation der zeitlichen Relation zum untersuchten historischen
Unrecht gefasst werden muss. Oder anders gewendet: die Wertmassstäbe,

die dem Menschenrechtsdiskurs eigen sind, strukturieren die politische Aus­einandersetzung

mit und sollen dies auch, dürfen aber weder kurzschlüssig
ahistorisch auf vergangene Zustände, Handlungen, Strukturen übertragen
noch vorschnell für jeden historischen Inhalt sinnbildend eingesetzt werden.
Zum anderen stellt sich aber auch die Frage, ob das Phänomen, in der poli­tischen

Auseinandersetzung auch in Bezug auf vergangene Zustände mit heute
akzep­tierten Wertvorstellungen zu argumentieren, im Fall der Menschenrechte
einfach mit «Idolatrie» abzutun ist. Vielmehr ist ein solcher Vorgang aus einer
geschichtswissenschaftlichen Perspektive deshalb zu kritisieren, weil die Ge­schichtswissenschaft

und die Politik Felder je unterschiedlicher Sinnbildung
beziehungsweise Meinungsbildung sind, deren Produkte mit einer besonderen

Reflexionsleistung ineinander zu übersetzen sind, was nur unter Einsatz hoher

Sensibilität und mit beträchtlichem Sachverstand zu leisten ist.4

Gefahren und Risiken der Diskursverengung in Europa

Zwar pflichtet uns Regula Ludi darin bei, dass das Verhältnis zwischen Ge­schichtspolitik

und Wissenschaft nicht spannungsfrei ist und bekräftigt dabei im
Hinblick aufMenschenrechtsdiskurs undWiedergutmachungsdebatte auchdie von
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uns genannten Gefahren einer Verkürzung der Argumentation, des Verlustes von
Komplexität und historischer Widersprüchlichkeit zugunsten einer geschlossenen

Deutung im Rahmen normativer Diskurse. Gleichwohl sieht sie eher Chancen als

«Risiken» 135) einer solchen Funktionalisierung von Geschichte für das poli­tische

Anliegen eines normativen Menschenrechtsdiskurses und schlägt unsere

Warnungen stellenweise etwas gar vorschnell in den Wind. So ist zwar richtig,
dass in der Debatte über Reparationsforderungen für Sklavenhandel und Sklaverei
heftig gestritten wird.Warum diesaber imgenanntengeschichtswissenschaftlichen

Sinnbildungszusammenhang kaum interessieren soll, hingegen die «Auswirkungen
einer durch Entschädigungsforderungen kanalisierten Beschäftigung mit Vergan­genheit

» auf unsere Haltung als «verantwortungsbewusste BürgerInnen» 136)
offenbar aber nicht als Historikerinnen und Historiker, bleibt offen.
Daher sollen im Folgenden die von uns bezeichneten Gefahren einer geschichts­politischen

Auseinandersetzung mit Sklaverei und Sklavenhandel konkret be­zeichnet

und dabei Beispiele für die Indienstnahme von Geschichtsnarrativen
durch die Politik präsentiert werden. Wir beziehen uns dabei vor allem auf die
Stellung der Sklaverei in nationalstaatlichen Narrativen Europas, während dies

nicht der Ort ist, die weitläufige US-amerikanische Debatte und die diesbezüg­lichen

Entschädigungsbewegungen vorzustellen.5 Seit Mitte der 1990er-Jahre

wurde in unterschiedlichen europäischen Staaten Sklaverei und Sklavenhandel
unter geschichtskulturellen Aspekten und geschichtspolitischen Funktionali­sierungen

thematisiert.6 An diesem breit und öffentlich debattierten Feld der

Geschichtspolitik beteiligt sind seit Beginn der 1990er-Jahre so unterschied­liche

Gruppen wie «Nachfahren» von ehemaligen Sklavinnen und Sklaven,
universitäre Historiker und Historikerinnen,Angehörige von Parlamenten oder
staatlichen Ämtern oder zivilgesellschaftliche Nichtregierungsorganisationen.
In Grossbritannien ist im Zuge dieser Debatten der bisherige Fokus auf der

Abolition und dem damit verbundenen stolzen nationalen Selbstverständnis
durch eine vielschichtige Debatte ersetzt worden, die im Gedenkjahr 2007, als
der Abschaffung des Sklavenhandels 1807 mit einer Kampagne der britischen
Regierung gedacht wurde, ihren Höhepunkt erreichte.7 Auch in Frankreich hat
sich in den letzten Jahren die Auseinandersetzung sowohl der Wissenschaft, als

auch der Öffentlichkeit mit der Institutionder Sklavereimerklich intensiviert.Seit
2004 besteht ein Komitee zur Erinnerung an die Sklaverei, das sich mit einem
Projekt eines nationalen Forschungszentrums und eines staatlichen Museums
befasst, wobei unklar ist, wie sich die aktuelle identitätszentrierte Politik der

Regierung Sarkozy auf die geschichtskulturelle Auseinandersetzung mit dem
französischen Sklavenhandel auswirken wird.8 Sowohl in Grossbritannien als
auch in Frankreich, ähnlich aber auch in den Niederlanden, ist die Debatte

mittlerweile weit fortgeschritten und durch offizielle geschichtspolitische



141

Kuhn, Ziegler: Geschichte, Politikund die «Verengung» des Diskurses

Aktivitäten ergänzt worden. Allerdings sind die Fragen nach der zukünftigen
Verankerung der Thematik und nach ihrer jeweiligen Bedeutung sowohl im
öffentlichen Bewusstsein, als auch im kollektiven Gedächtnis noch offen. An
einem anderen Punkt stehen Länder wie Dänemark, Schweden, Norwegen,
Deutschland oder die Schweiz, die sich mitten in der Debatte über die Beteili­gung

am transatlantischen Sklavenhandel befinden und in denen trotz teilweise
gesicherter Forschungsresultate sowohl weiterführende Fragestellungen als

auch geschichtspolitische Folgerungen noch offen sind.
Positiv an den dargelegten Fällen ist die Tatsache, dass sich alternative Ge­schichtsnarrative

als Korrektiv gegen die bisherige nationale Verdrängung
etablieren können und die über lange Jahre bestehende hegemoniale Ge­schichtsinterpretation

durch neue zivilgesellschaftliche Akteure gebrochen wird.
Dieses bisherige «Schweigen» über die Sklaverei siehtder französische Historiker
Jean-Michel Deveau in einer «doppelten Scham» begründet; in derjenigen der

europäischen Nachkommen der Sklavenhändler, aber auch in derjenigen der

afrikanischen Opfer und ihrer Nachkommen über das ihnen zugefügte Leid.9

Die Aufnahme von Gegenerinnerungen ins offizielle Geschichtsbild gewährt der

Widersprüchlichkeit und der prinzipiellen Deutungsoffenheit von Geschichte
zunächst wieder Raum.

In den dargelegten Fällen ist aber die aus geschichtswissenschaftlicher Sicht
zentrale Offenheit von auf die Vergangenheit fokussierten Narrationen gleich­zeitig

wiederum in Gefahr. Dies einerseits durch die zivilgesellschaftlichen,
partikularen Praktiken und Narrative, wie sie uns in durch ethnische Exklusivität
geprägten Diskursen zu Sklaverei und Sklavenhandel begegnen. So besteht in
Grossbritannien aktuell die Gefahr einer entlang ethnischen und « rassischen»

Kriterien fragmentierten Erinnerung an die Sklaverei, in denen sich mit der

traditionellen, eurozentrischen Geschichte der Abolition und einem multi­ethnischen

Fokus auf die Sklavinnen und Sklaven zwei konkurrenzierende
Deutungsansprüche gegenüberstehen.10

Andererseits etablieren sich nach dieser Öffnung der Geschichtsnarration
wiederum neue hegemoniale Erzählungen in den jeweiligen kollektiven Ge­dächtnissen.

Anzeichen dafür sind darin zu sehen, dass die jeweiligen Na­tionalstaaten

gewissen Geschichtsnarrativen offizielle Akzeptanz verleihen.
So etwa, wenn offizielle Denkmäler in Paris, Amsterdam oder Nantes an die

Sklaverei erinnern, Sklaverei-Museen wie das 2007 eröffnete International
Slavery Museum in Liverpool und das neue Museum London, Sugar & Slavery
in den Docklands der Hauptstadt die Thematik institutionalisieren oder wenn
das offizielle Geschichtsbild gar durch nationale Gedenktage zur Abschaffung
der Sklaverei gefestigt wird, wie dies seit 2006 durch den 10. Mai in Frankreich
der Fall ist. DeutlichsterAusdruck einer staatlich verordneten Geschichtspolitik
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im Zu­sammenhang mit Sklaverei ist das nach der aus der Karibik stammenden
französischen Abgeordneten ChristineTaubira benannte Gesetz zur Anerkennung
des Sklavenhandels undder Sklaverei als «Verbrechen gegen die Menschlichkeit»
vom Mai 2001, das zu heftigen öffentlichen Auseinandersetzungen über die
Erinnerungspolitik bezüglich Sklaverei und Sklavenhandel geführt hat.11 Diese
aktuell in mehreren europäischen Ländern zu beobachtende Tendenz, der Opfer
zu gedenken, führt paradoxerweise zu einer unterkomplexen Darstellung der

Versklavten. Denn diese werden – verstärkt durch die von Täterseite vermehrt
überlieferten Quellen und die ungleichen Möglichkeiten von Verschriftlichung
für Sklavenhändler und Versklavte – vor allem als Opfer der Täter dargestellt.
Diese Schieflage wird noch dadurch verschärft, dass in den neu etablierten
Gedenkritualen der Opferstatus von Sklavinnen und Sklaven nicht nur zemen­tiert,

sondern auch ethnisiert wird. Sklavinnen und Sklaven wird, teilweise
entgegen den ursprünglichen Intentionen einer menschenrechtlich orientierten
Geschichtspolitik, wiederum vor allem Passivität zugeordnet und so ihre Posi­tion

als Erduldende und Leidende in der Geschichte festgeschrieben.12 In der
ständigen Erneuerung der Erinnerung an die Verbrechen und die Gewaltkultur
der Sklaverei liegt so auch die Gefahr, den vielfältigen Widerstandsformen13

von versklavten Menschen und deren eigenständigen kulturellen Praktiken zu
wenig Aufmerksamkeit zu schenken.
Zudem ist die Deutungsoffenheit, die Komplexität und damit letztlich die
Wissenschaftlichkeit von Geschichte in Gefahr – womit explizit weder einem
Objektivitätsverständnis noch einem Positivismus das Wort geredet sei –, wenn
Historikerinnen und Historiker in ihrer Arbeit eingeschränkt und Auseinan­dersetzungen

mit ihren historischen Erkenntnissen verunmöglicht werden. Dies
war der Fall bei der Klage des Collectif des Antillais, Guyanais, Réunionnais
gegen den französischen Sklavereihistoriker Olivier Pétré-Grenouilleau, der
in einer Studie den transatlantischen und den transsaharischen Sklavenhandel
vergleichend behandelte und darauf hinwies, dass auch Afrikaner als Skla­venhändler

tätig waren. 14 Die Klage vor einem Pariser Zivilgericht lautete auf
Beleidigung der Opfer der Sklaverei und ihrer Nachkommen und basierte auf
der Loi Taubira. Nachdem Pétré-Grenouilleau von einer Gruppe bekannter
Historiker, unter ihnen Pierre Nora, Unterstützung erhielt, wurde die Klage
zurückgezogen. Das Beispiel zeigt jedoch, dass die von uns ausgeführten War­nungen

vor dem Spannungsfeld zwischen Geschichtspolitik und Wissenschaft
durchaus real sind und sich nicht einfach durch den Hinweis auf das Zusam­mengehen

von «Forschungsinteressen und gesellschaftspolitischer Relevanz
von Themen und Fragestellungen» 137) erledigen.
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Einzulösende Chancen

Im Gegensatz zu unserer Warnung vor den Gefahren einer geschichtspolitischen
Diskursverengung unterstützt uns Regula Ludi aber bezüglich der Chancen, die
in einem Import von Fragestellungen und Reflexion aus der Gesellschaft in die

Geschichtswissenschaft liegen, die zu Neuthematisierungen von bisher wenig
beachteten Bereichen der Vergangenheit führen und so auch weiterführende
Fragen aufwerfen. 140)15 Dafür konkret angeführtes Beispiel ist die – auf die

berühmte und vieldebattierte«Williams-These» zurückgehende – Frage nach dem

Zusammenhang der Industrialisierung in der Schweizund der Plantagensklaverei.

1944 vertrat der karibische Historiker – und spätere erste Ministerpräsident von
Trinidad und Tobago – Eric Williams in seinem Buch Capitalism and Slavery
die Auffassung, Sklavenhandel und die auf Sklavenarbeit basierende Planta­genökonomie

in denAmerikas hätten das Kapital für die industrielle Revolution
geschaffen.16 Obwohl diese These in ihrer Radikalität mehrfach widerlegt wurde,

ist sich die Forschung einig, dass von der Sklaverei zentrale Impulse auf die
wirtschaftliche Entwicklung im europäischenund nordatlantischen Raum ausgin­gen.

17 JüngsteForschungen weisen darauf hin, dass zahlreicheWirtschaftszweige
und -regionen in Europa an die amerikanische Plantagenökonomie gebunden

waren, wobei gerade die mitteleuropäischen Peripherien der westeuropäischen
Kolonialmächte Baumwoll- und Leinentextilien als wichtigste Tauschware im
Sklavenhandel an den afrikanischen Küsten äusserst konkurrenzfähig herstel­len

konnten und damit von einem frühen Industrialisierungsschub profitierten.
Zahlreiche europäische Unternehmer waren in den vier den Sklavenhandel
und die Plantagensklaverei konstituierenden Bereichen tätig – Produktion der

Tauschwaren fürAfrika, Sklavenhandel in die Amerikas, Betrieb und Besitz von
Plantagen und Sklaven sowie Verarbeitung von sklavenproduzierten Produkten
wie Zucker und Baumwolle.18 Die Kausalitäten im Zusammenhang zwischen
dem Sklavenhandel und der industriellen Entwicklung Europas wirken also
nicht direkt, wie dies noch Williams formulierte, sondern über die neuen Ab­satzmärkte

und die steigende Kaufkraft. Nun bleibt aber zu konstatieren, dass

derartig ausgerichtete Forschungen, die wirtschaftshistorisch grundiert der

globalen Interdependenz zwischen der Sklaverei und der baumwollabhängi­gen

Textilindustrie sowie den makroökonomischen Rahmenbedingungen von
Industrialisierung und über­seeischen Märkten nachgehen, für die Schweiz
bisher lediglich Programm bleiben, obwohl auch die Warenproduzenten in der

Schweiz ab 1700 durch ihre tiefen Warenpreise die rentable Bewirtschaftung
des Komplexes von Sklavenhandel und Plantagenwirtschaft ermöglicht haben.

Abgesehen von Einzelstudien19 befasst sich kaum jemand systematisch mit den

schweizerischen Beteiligungen in diesem Sektor des frühmodernen Welthandels
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oder unterzieht die durchaus bestehenden älteren Forschungen einer durch neue

Fragestellungen erweiterten Revision, die der Bedeutung dieser Märkte für
Wirtschaft und Bevölkerung nachgehen würde.20 Dies mag einerseits rezenten
Forschungstrends und -paradigmata in der Geschichtswissenschaft geschuldet
sein, die Fragen nach sozialen und wirtschaftlichen Ausbeutungsstrukturen
nicht primär fokussieren. Andererseits wäre es aber auch ein Hinweis darauf,
dass bisher eben Fragestellungen dominieren, die sich funktional an den Kate­gorien

von Verantwortung und Schuld orientieren, indem sie sich implizit
darauf beziehen und damit die Dichotomie von Täter und Opfer zementieren.
Dies würde auch erklären, warum die internationalen Debatten mehrheitlich
auf die direkt im Sklavenhandel aktiven westeuropäischen Länder fokussie­ren,

statt den Blick auch auf das «kontinentale Binnenland» Klaus Weber)
zu richten und so einer transnationalen Perspektive auf Europa endlich zum
Durchbruch zu verhelfen. Wenn die Debatte, zu der dieser Beitrag gehört, hier
etwas zu leisten vermag, hat sie ihre doppelte Zielsetzung erreicht: Einerseits
die internationale Forschungsdiskussion zu Sklavenhandel und Sklaverei in die
Schweiz hineinzutragen und andererseits ein Nachdenken über das Profil der

Geschichtswissenschaft in aktuellen geschichtskulturellen und insbesondere

geschichtspolitisch aufgeladenen Diskussionen anzuregen.
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